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[bookmark: _Toc93664411]0322-01	Startschuss für neue EU-Asylagentur

Die neue Asylagentur der Europäischen Union hat am Mittwoch im Rahmen eines gestärkten Mandats ihre Arbeit aufgenommen. Sie soll dazu beitragen, dass Asylentscheidungen zeitnah und in rechtlicher Weise getroffen und die Aufnahmestandards EU-weit angeglichen werden. So soll für eine einheitlichere Entscheidungsfindung und stärker aufeinander abgestimmte Asylsysteme der Mitgliedstaaten gesorgt werden. Eine neue Reserve von 500 Experten wird es der Agentur ferner ermöglichen, die nationalen Asylsysteme, die mit einer großen Zahl von Fällen konfrontiert sind, wirksamer zu unterstützen. Der DStGB begrüßt, dass mit der Asylagentur ein weiterer Schritt des neuen Migrations- und Asylpakets umgesetzt wird. Dies muss aber auch für die weiteren Maßnahmen des Paketes gelten, zum Beispiel eine effektivere Rückführungspolitik, die gerechte Verteilung der Geflüchteten und die illegale Sekundärmigration innerhalb der EU. 

Die neue Agentur ist ein Ergebnis des neuen Migrations- und Asylpakets. Nachdem im Mai 2021 eine Einigung über die Richtlinie über die Blaue Karte erzielt worden war, ist die Asylagentur der zweite Legislativvorschlag, der im Rahmen des neuen Migrations- und Asylpakets realisiert wird. Auch operative Aspekte werden bereits umgesetzt: Dazu zählen die verstärkten Arbeiten im Hinblick auf die externe Dimension der Migrationspolitik, eine stärkere Koordinierung bei Rückkehr- und Rückführungsmaßnahmen sowie der Einsatz der ständigen Reserve der Europäischen Grenz- und Küstenwache. Die Verhandlungen über die verbleibenden Legislativvorschläge werden im Europäischen Parlament und im Rat fortgesetzt.

Im Jahr 2022 wird die neue Agentur EU-Mittel in Höhe von 172 Mio. Euro erhalten und acht Maßnahmen (in Belgien, Griechenland, Italien, Lettland, Litauen, Malta, Spanien und Zypern) zur Unterstützung der Asyl- und Aufnahmebehörden der Mitgliedstaaten einleiten. Knapp 2000 Mitarbeiter sollen daran mitwirken. Aufbauend auf den Erfahrungen des Europäischen Unterstützungsbüros für Asylfragen wird die neue Agentur dank ihres gestärkten Mandats folgende Aufnahmen übernehmen: 

· Effizientere Asylsysteme durch stärkere operative und technische Unterstützung der Mitgliedstaaten, einschließlich Schulungen (insbesondere zu den Aufnahmebedingungen), Vorsorgemaßnahmen, Informationsanalyse und Informationsaustausch.

· Eine Reserve von 500 Experten (einschließlich Sachbearbeiter, Dolmetscher sowie Aufnahmespezialisten) kann auf Ersuchen der Mitgliedstaaten als Teil der Asyl-Unterstützungsteams rasch entsandt werden. Die Experten der Agentur werden die Aufgabe haben, das gesamte administrative Asylverfahren für die Entscheidung durch nationale Behörden vorzubereiten und in der Rechtsbehelfsphase Unterstützung zu leisten.

· Einheitliche und fundierte Entscheidungsfindung durch die Entwicklung operativer Standards, Leitlinien und bewährter Verfahren für die Umsetzung des Asylrechts der Union.

· Größere Konvergenz der Anerkennungsquoten durch die Erarbeitung von Länderleitfäden zu den Herkunftsländern, die die Mitgliedstaaten bei der Prüfung von Asylanträgen berücksichtigen sollten.

· Künftige bessere Überwachung und Berichterstattung über die Asyl- und Aufnahmesysteme der Mitgliedstaaten, die es der Agentur ermöglichen wird, die operative und technische Anwendung des EU-Asylrechts zu überwachen, um in vollem Einklang mit dem EU-Recht eine einheitlichere Praxis in ganz Europa zu gewährleisten.

· Kapazitätsaufbau in Drittländern zur Verbesserung der Asyl- und Aufnahmesysteme und zur Unterstützung der Neuansiedlungsregelungen der EU und der Mitgliedstaaten auf der Grundlage auf der bestehenden Zusammenarbeit mit UN-Agenturen.

· Ein unabhängiger Grundrechtsbeauftragter und ein neuer Beschwerdemechanismus werden den Schutz der Rechte der Asylbewerber gewährleisten.

(Quelle: Europäische Kommission)

Anmerkung des DStGB

Der DStGB begrüßt, dass mit der Asylagentur ein weiterer Schritt des neuen Migrations- und Asylpakets umgesetzt wird. Es müssen aber auch die weiteren Maßnahmen des Paketes umgesetzt werden. Dies gilt insbesondere für eine effektivere Rückführungspolitik, die gerechte Verteilung der Geflüchteten in die EU sowie die Reform des Dublin-Verfahrens mit einem System der Solidarität. Damit wird zwar jeder Mitgliedsstaat in die Pflicht genommen, einen Beitrag zu leisten, er entscheidet jedoch zunächst selbst, ob durch die Aufnahme von Geflüchteten oder etwa durch eine finanzielle Beteiligung. Der DStGB hält es weiter für notwendig, dass die Staaten, die mehr Flüchtlinge aufnehmen, dafür mehr EU-Finanzmittel für die Unterbringung und Integration erhalten müssen. Zudem müssen die notwendigen Maßnahmen ergriffen werden, um dem Anstieg der illegalen Sekundärmigration innerhalb der EU sowie der illegalen Grenzübertritte in die EU zu begegnen. 


(I/1 Uwe Lübking, 20.01.2022)
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[bookmark: _Toc93664413]0322-02	Regierung bereitet Hartz-IV-Reform vor

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hat eine ausführliche Vorbereitung für die geplante Großreform der Grundsicherung für Arbeitssuchende (Hartz IV) angekündigt. Mit einem neuen Bürgergeld soll Leistungsbeziehern der Weg aus der Bedürftigkeit in Arbeit ermöglicht werden. So soll künftig die Ausbildung Vorrang vor Aushilfsjobs haben, also Langzeitarbeitslose nicht mehr vorrangig in kurzfristige Arbeit vermittelt werden. Im Dezember 2021 gab es laut Bundesagentur für Arbeit (BA) 977.000 Langzeitarbeitslose, ein Jahr davor erst 929.000. Bis 2015 hatte es über Jahre mehr als eine Million Betroffene gegeben. Den betroffenen Menschen soll die Möglichkeit eröffnet werden, einen Berufsabschluss nachzuholen und ihnen damit die Chance auf längerfristige Beschäftigung eröffnen. Die BA solle dies finanziell unterstützen. Der DStGB unterstützt Überlegungen, die Grundsicherung dahingehend weiterzuentwickeln, Langzeitarbeitslose besser in Arbeit zu integrieren. Allerdings sollte an den Grundstrukturen des „Förderns“ und „Forderns“ festgehalten werden. 

Die Bundesregierung und die sie tragenden Fraktionen wollen mit einem Bürgergeld, das anstelle der bisherigen Grundsicherung (Hartz IV) eingeführt werden soll, das Agieren in den Jobcentern spürbar ändern. Im Mittelpunkt sollen neue Teilhabevereinbarungen zwischen Jobcentern und Arbeitslosen stehen, da die bisherigen Eingliederungsvereinbarungen zu sehr formalisiert seien und nicht immer dem konkreten Einzelfall entsprechen. Künftig soll zum Beispiel konkret festgehalten werden, welche Qualifizierung notwendig sei. Der Gesetzentwurf werde nicht zuletzt deshalb ausführlich vorbereitet, weil auch die Sanktionspraxis und die Regelung der Mietkosten überarbeitet werden sollen. Zum Streitpunkt auch innerhalb der Koalitionsfraktionen könnte auch die Höhe der Regelleistungen werden. 

Anmerkung des DStGB:

Mit der Einführung eines Bürgergeldes anstelle der bisherigen Grundsicherung (Hartz IV) sollen Hilfen zur Rückkehr in den Arbeitsmarkt in den Mittelpunkt gestellt und Zuverdienstmöglichkeiten verbessert werden. Dies ist zu unterstützen. Entscheidend wird aber sein, am Grundsatz des Förderns und Forderns sowie dem Lohnabstandsgebot festzuhalten. Richtig sind auch Überlegungen, die Jugendberufsagenturen zu optimieren und auszubauen sowie die Weiterbildung und berufliche Qualifizierungsmöglichkeiten zu stärken. 


(I/1 Uwe Lübking, 20.01.2022)
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[bookmark: _Toc93664414]0322-03	Bundesfreiwilligendienst – 
Einrichtungsbezogene Impfpflicht ab 15.03.2022

Die Regelung in § 20a Infektionsschutzgesetz (IfSG), wonach ab 15.03.2022 eine einrichtungsbezogene Impfpflicht gegen das COVID-19 Virus besteht, gilt auch für Freiwillige im Bundesfreiwilligendienst (BFD) sowie in den Jugendfreiwilligendiensten. Die Impfpflicht betrifft alle „Tätigen“ der in § 20a Abs. 1 Satz 1 IfSG genannten Einrichtungen. Ausweislich der Gesetzesbegründung werden von der Begrifflichkeit der „Tätigen“ ausdrücklich auch Personen umfasst, welche ihren Freiwilligendienst nach dem BFDG oder JFDG ableisten. Personen, mit einrichtungsbezogener Impfpflicht müssen bis zum 15.03.2022 der Leitung ihrer jeweiligen Einrichtung folgenden Nachweis vorlegen (§ 20a Abs. 2 Satz 1 IfSG): Impfnachweis, Genesenennachweis oder ärztliches Zeugnis darüber, dass aufgrund einer medizinischen Kontraindikation eine Impfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 nicht möglich ist. Geschieht dies nicht, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung unverzüglich das zuständige Gesundheitsamt zu informieren (§ 20a Abs. 2 Satz 2 IfSG).

Die für die Kommunen zuständige Zentralstelle, das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) hat hierzu folgende Informationen veröffentlicht:

Freiwillige, die ihren Dienst vor dem 15.03.2022 in einer Einrichtung, für die eine Impfpflicht besteht, bereits begonnen haben und für die bis zum 15.03.2022 kein entsprechender Nachweis vorgelegt werden kann, sind durch die Einsatzstellen an das zuständige Gesundheitsamt zu melden. Dabei sollte gleichzeitig geklärt werden, ob die Freiwilligen bis zu einer Entscheidung durch das Gesundheitsamt im Rahmen der jeweils geltenden Corona-Schutzverordnung (z. B. 3G) weiter in der Einsatzstelle tätig werden dürfen. Solange die Freiwilligen weiterhin tätig werden dürfen, haben sie auch Anspruch auf die Leistungen aus der Vereinbarung (Taschengeld etc.).Trifft das Gesundheitsamt die Entscheidung, dass ein Einsatz nicht bzw. nicht weiter erfolgen darf, besteht ab diesem Zeitpunktkein Anspruch auf die Leistungen aus der Vereinbarung (Taschengeld etc.).

Eine Dienstaufnahme in einer Einrichtung, für die eine Impfpflicht besteht, ist Freiwilligen, deren BFD ab dem 16.03.2022 beginnen würde, nur dann möglich, wenn sie vor Dienstbeginn einen entsprechenden Nachweis vorlegen (Impf- oder Genesenennachweis bzw. ärztliches Zeugnis, dass eine Impfung aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht möglich ist). Geschieht dies nicht, darf ein Einsatz nicht erfolgen. Es besteht dann auch kein Anspruch auf die Leistungen aus der Vereinbarung.

Kann eine Dienstaufnahme gar nicht erst erfolgen, bzw. ist eine weitere Ableistung des Dienstes nicht mehr möglich, kann die Beendigung des Bundesfreiwilligendienstes entsprechend der Möglichkeiten nach Ziffer 4ff. der Freiwilligenvereinbarung geprüft werden. Bitte in diesem Fall unbedingt beachten: Kündigungen können nur durch die Vertragsparteien Bundesamt/Freiwilliger erfolgen, Auflösungen werden im gegenseitigen Einvernehmen zwischen dem Freiwilligen und der Einsatzstelle durch das Bundesamt bestätigt.

Beim Abschluss von Vereinbarungen besteht keine Verpflichtung durch das Bundesamt zu prüfen, ob ein entsprechender Nachweis nach § 20a Abs. 2 Satz 1 IfSG vorliegt bzw. vorgelegt wird. Die Pflicht zur Prüfung liegt ausschließlich bei den in § 20a Abs. 1 Satz 1 IfSG genannten Einrichtungen.

Besonderheit bei Incoming-Freiwilligen:

Je nach Verfügbarkeit von Impfstoffen in den jeweiligen Heimatländern werden Impfstoffe genutzt, die nicht den Kriterien des Paul-Ehrlich-Instituts entsprechen. Die nicht mit den in Deutschland anerkannten Impfstoffen geimpften Freiwilligen gelten in Deutschland als ungeimpft.


(I/2 524-06 Ursula Krickl, 20.01.2022)
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[bookmark: _Toc93664415]0322-04	DKG zur Investitionskostenfinanzierung der Kliniken

Die Bundesländer sind auch 2021 ihrer Pflicht zur auskömmlichen Finanzierung der Investitionen der Krankenhäuser nicht nachgekommen. Das ergibt die jüngste von der Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG) erhobene „Bestandsaufnahme zur Krankenhausplanung und Investitionsfinanzierung in den Bundesländern 2021“. Demnach betrug der Investitionsbedarf der Krankenhäuser im Jahr 2020 rund 6,2 Milliarden Euro. Dem stehen nur rund 3 Mrd. Euro gegenüber, die die Länder für Klinik-Investitionen getragen haben. Damit setzt sich das seit drei Jahrzehnten anhaltende Problem der chronischen Unterfinanzierung der Kliniken im Investitionsbereich fort. Der DStGB hat ausdrücklich begrüßt, dass der Bund mit dem Krankenhauszukunftsfonds die Kliniken unterstützt hat. Letztendlich müssen aber auch die Bundesländer ihren Verpflichtungen zum flächendeckenden Erhalt der Kliniken nachkommen. 

Mit den Mitteln der Länder finanzieren die Krankenhäuser ihre notwendigen Investitionen, zum Beispiel im Gebäude, in Medizintechnik und Digitalisierung. 

Stellt man dem ermittelten Investitionsbedarf für 2020 die tatsächlich geleisteten Förderungen für die Kliniken im selben Jahr gegenüber, ergebe sich eine Differenz von mehr als 50 Prozent, heißt es in dem Bericht der DKG. Konkret stünden den 6,2 Milliarden Euro an nötigen Investitionen rund drei Milliarden Euro gegenüber, die die Länder für Klinikinvestitionen getragen hätten, so die DKG. Inflationsbereinigt habe sich die Fördersumme seit 1991 damit „beinahe halbiert“. Ein Lichtblick sei nach Feststellungen der DKG, dass der Krankenhauszukunftsfonds des Bundes mit vier Milliarden Euro die Digitalisierung in den Kliniken unterstütze. Es müsse aber allen klar sein, dass der Krankenhauszukunftsfonds einen Impuls gebe, die Finanzierung der Digitalisierung aber verstetigt werden müsse. Generell müsse die Investitionskostenfinanzierung in ausreichendem Umfang und langfristig verlässlich gesichert werden. Wenn Kliniken aus wirtschaftlichen Gründen schließen müssen, spielen die ausbleibenden Investitionskosten immer eine maßgebliche Rolle. Die „Bestandsaufnahme zur Krankenhausplanung und Investitionsfinanzierung in den Bundesländern 2021“ ist unter www.dkgev.de abrufbar. 

(Quelle: DKG)

Anmerkung des DStGB

Die flächendeckende und nicht nur auf Ballungsräume beschränkte Vorhaltung von Krankenhauskapazitäten ist eine Stärke des deutschen Gesundheitswesens. Dies hat sich auch bei der Corona-Pandemie gezeigt. Die wohnortnahe Versorgung darf nicht rein ökonomischen Betrachtungen untergeordnet werden. Krankenhäuser dienen vielmehr der medizinischen Daseinsvorsorge der Bevölkerung insbesondere in den Kommunen, in denen es keine ausreichende Versorgung mit niedergelassenen Haus- und Fachärzten gibt. Auch im Krankenhaussystem der Zukunft muss es parallel zu den Kliniken der Maximalversorgung ausreichend Bettenkapazitäten der Regelversorgung geben. Dies gilt insbesondere für ländliche Räume. Die Bundesregierung stellt drei Mrd. Euro in einem "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" in eine modernere und bessere Ausstattung der Krankenhäuser in Deutschland zur Verfügung. Weitere 1,3 Mrd. Euro sollen die Länder beisteuern. Der Schwerpunkt liegt dabei auf modernen Notfallkapazitäten, einer besseren digitalen Infrastruktur, dem Ausbau der Telemedizin, der IT- und Cybersicherheit sowie der Stärkung regionaler Versorgungsstrukturen. Die Umsetzung erfolgt analog zu den Regelungen des bereits vorhandenen Strukturfonds. Die Ausweitung des Engagements des Bundes bei der Investitionsfinanzierung durch dieses Zukunftsprogramm ist ausdrücklich zu begrüßen. Seit Anfang der 1970er Jahre sind die Länder für die Finanzierung der Investitionskosten zuständig, dieser Verpflichtung aber nicht ausreichend nachgekommen. Eine nachhaltige und dauerhafte Lösung der defizitären Investitionsförderung durch die Länder bleibt ungeachtet des Sonderprogramms dringend erforderlich.


(I/1 Uwe Lübking, 19.01.2022) 
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[bookmark: _Toc93664416]0322-05	Deutscher Pflegeinnovationspreis 2022
der Sparkassen-Finanzgruppe 

Bereits zum sechsten Mal widmet sich der mit 10.000 Euro dotierte Pflegeinnovationspreis 2022 der Sparkassen-Finanzgruppe besonders innovativen, gesellschaftlich relevanten Projekten im Bereich der Quartierspflege, bei denen die Betreuung, Beratung und Integration älterer Menschen in ihrem Wohnumfeld im Vordergrund stehen. In diesem Jahr geht es vor allem um Projekte aus strukturschwachen Regionen. Der diesjährige Preis soll an überzeugende quartiersnahe Pflegeprojekte gehen. Viele der oftmals auf dem Land gelegenen Projekte müssen mit begrenzten Mitteln auskommen und können nicht alle wesentlichen Maßnahmen, zum Beispiel altersgerechte Wohnformen, zeitnah realisieren. Für den Preis wurden die Vorgaben nun geändert, wodurch sich gerade Projekten aus strukturschwachen Regionen mehr Chancen eröffnen. Der ausschlaggebende Punkt in der neuen Runde ist, wie gut das Projekt dem Bedarf und den Wünschen der betroffenen Menschen entspricht. Städte und Gemeinden mit zukunftsweisenden Quartiersprojekten sind aufgerufen, sich an der Ausschreibung bis zum 15. März 2022 online zu beteiligen. 

In diesem Jahr lautet das Ausschreibungsmotto. „Stadt, Land, Quartier – wie gutes Altern zuhause gelingt“.

Gesucht werden Pflegeunternehmen, Netzwerke und Initiativen, die sich mit innovativen Ideen dafür einsetzen, eine altersgerechte lokale Infrastruktur aufzubauen. In dieser Ausschreibung wird ein breiter Quartiersansatz zugrunde gelegt, der sich an den Bedarfslagen der Menschen vor Ort orientiert. Erfahrungen zeigen, dass die konkrete Ausgestaltung ganzheitlicher Versorgungskonzepte sehr unterschiedlich sein kann – je nach dem Bedarf der Menschen vor Ort und den Gegebenheiten. 

Entscheidend für die Teilnahme ist neben einem klaren Quartiersbezug das Bemühen darum, Versorgungs- und Teilhabeangebote aufzubauen, die dem Bedarf der Quartiersbewohner gerecht werden. Was genau benötigt wird, sollte gemeinsam mit den Bürgern ermittelt worden sein. Ein besonderes Augenmerk wird zudem auf vernetztes Vorgehen und das Einbeziehen digitaler Möglichkeiten gelegt.

Das angemeldete Projekt muss bereits eine gewisse Praxistauglichkeit aufweisen können und darf sich nicht nur durch ein rein theoretisches Konzeptpapier auszeichnen.

Das Projekt sollte eine digitale Anwendung oder das Schulen digitaler Kompetenzen bereits einsetzen oder konkret vorbereiten. Digitale Technik kann in verschiedenen Bereichen genutzt werden, unter anderem um die (digitale) Teilhabe älterer Menschen zu erleichtern, transparente Information zum Projekt zu stärken, die Kommunikation nach innen und außen zu fördern und/oder die Zusammenarbeit der haupt- und ehrenamtlichen Akteure zu optimieren.

Die Bewerbung erfolgt über ein Onlineformular auf der Website des Krankenversicherungspartners der Sparkassen-Finanzgruppe, der Union Krankenversicherung (UKV): www.ukv.de/pflegepreis 

Bewerbungsschluss ist der 15. März 2022. Im Anschluss an die Bewerbungsphase wählt eine Jury aus namhaften Experten aus Medizin, Pflege, Politik und Wirtschaft das Gewinnerprojekt. Entscheidende Kriterien sind dabei Innovationskraft, Relevanz, Zukunftsfähigkeit und Zielgruppe. 

Das gekürte Projekt wird zur Verleihung des „Deutschen Pflegepreises“ eingeladen. 


(I/2 530-12 Ursula Krickl, 18.01.2022)
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[bookmark: _Toc93664418]0322-06	IAKS-Fachseminar „Infrastruktur moderner Sportplätze“

Am 29. und 30. März 2022 findet das IAKS-Fachseminar „Infrastruktur moderner Sportplätze“ mit dem Schwerpunktthema „Klima, Umwelt, Nachhaltigkeit“ als Präsenzveranstaltung in Sinsheim statt. Der DStGB ist Kooperationspartner dieser Veranstaltung. Der Veranstaltungsfokus liegt auf einem der brennendsten Themen unserer Zeit: Der zukunftsgerechten Ausgestaltung unserer Sportstätten unter besonderer Berücksichtigung von Lösungen in Bezug auf Nachhaltigkeit und Klimaschutz. Vor dem Hintergrund des Klimawandels steht nicht nur der Sport mit seiner gesellschaftlichen Bedeutung und dem Wunsch vielfältiger, nachhaltiger Angebote im Fokus, sondern auch die Sportstätten selbst – mit bislang noch ungenutzten Potenzialen. So ist die zukunftsgerechte, klima- und umweltfreundliche Ausgestaltung von Sportstätten ein nicht zu unterschätzender Faktor auf dem Weg zu einer nachhaltigen und klimaneutralen Gesellschaft. An zwei Veranstaltungstagen werden Referenten in der PreZero Arena aus Wissenschaft, Forschung und Industrie berichten, Impulse für nachhaltige Sport- und Freizeitstätten der Zukunft geben und eindrückliche Beispiele aufzeigen.

Neben den Fachvorträgen rundet ein attraktives Rahmenprogramm (Besuch der KlimaArena und des Nachwuchsleistungszentrums der TSG 1899 Hoffenheim sowie deren Footbonaut) die Veranstaltung ab. Natürlich bietet sich den Anwesenden neben den Beiträgen auch die Möglichkeit des persönlichen Austauschs und der fachlichen Diskussion untereinander. Das Seminar richtet sich an alle, die sich mit der Planung, der Gestaltung, der Finanzierung und dem Unterhalt von Sportstätten, Sport- und Freizeitanlagen beschäftigen.

Nähere Informationen zum Programm und zur Anmeldung finden sich unter https://deutschland.iaks.sport. 


(I/1 Uwe Lübking, 19.01.2022)
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[bookmark: _Toc93664419]0322-07	Bildungslandschaftsmanager:in für nachhaltige Entwicklung

Das Fields Institute bietet ein in Kooperation mit der Deutschen Gesellschaft für Umwelterziehung (DGU) und mit Förderung durch das Umweltbundesamt (UBA) entworfenes Programm für Fachkräfte in Kommunalverwaltungen, in Verbänden, bei freien Trägern oder außerschulischen Bildungseinrichtungen im Kontext Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) und Bildungsmanagement an. Basierend auf dem Leitgedanken der Konnektiven Bildung und den Zielen der Globalen Agenda 2030 adressieren die 10 inhaltlichen Qualifizierungsmodule in einem Zeitraum von 18 Monaten verschiedene Aspekte einer zeitgemäß gestalteten Bildungsarbeit. Da das Qualifizierungsprogramm über Projektmittel des Umweltbundesamtes gefördert wird, tragen Teilnehmende nur einen reduzierten Teilnahmebeitrag sowie ggf. anfallende Übernachtungs- und Reisekosten.

Die Teilnehmenden werden durch Expert:innen-Impulse, das Kennenlernen und Ausprobieren vielfältiger interaktiver und kreativer Tools und die Reflexion der eigenen Praxis dazu befähigt, in ihrem jeweiligen Umfeld die Chancen und Potenziale einer Konnektiven Bildung in ihrer alltäglichen Arbeit zu realisieren und entsprechende Vorhaben und Initiativen zu initiieren, zu begleiten und zu verstetigen.

Jedes Modul besteht aus einem zweitägigen Präsenzwochenende sowie aus einer Online Vor- und Nachbereitungsphase. Letztere werden gerahmt durch Impulsvorträge, digitale Podiumsdiskussionen und Selbstlernphasen. Das Ziel jedes Moduls und des gesamten Qualifizierungsprogramms ist es, die Kompetenzen ganz unterschiedlicher Bildungsanbieter:innen und Akteursgruppen zusammenzubringen, komplexe Probleme bearbeitbar zu machen und gemeinsam Lösungen für aktuelle Herausforderungen und Probleme zu finden. In aus der Qualifizierung heraus initiierten eigenen Projekten können die Teilnehmenden das neu gewonnene Wissen direkt in die Praxis ihrer persönlichen Tätigkeitsfelder transferieren. Der Austausch und die Vernetzung untereinander lassen zudem ein Netzwerk zur gemeinsamen Zukunftsgestaltung mit vielfältigen Ressourcen und Kompetenzen entstehen, auf das auch lange nach der Qualifizierung zurückgegriffen werden kann.

Auf der Website https://qualifizierung.fields-institute.de/ finden sich weitere Informationen zu Aufbau und Inhalt der Module sowie ein digitales Anmeldeformular.


(I/1 Uwe Lübking, 19.01.2022)
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[bookmark: _Toc93664421]0322-08	Möglicher Netzausbau 2023–2037:
Bundesnetzagentur beteiligt Öffentlichkeit

Die Bundesnetzagentur berät seit dem 17.01.2022 den Entwurf des Szenariorahmens der Übertragungsnetzbetreiber mit der Öffentlichkeit. Dieser legt die Entwicklung der Stromerzeugung bzw. des Stromverbrauchs zugrunde und stellt eine wichtige Entscheidungsgrundlage für mögliche Szenarien bei der Planung des Ausbaubedarfs im Stromnetz bis 2037 bzw. 2045 dar. Stellungnahmen zum Szenariorahmen können (auch durch betroffene Kommunen) bis zum 14. Februar 2022 abgegeben werden.

Laut der Pressemitteilung der Bundesnetzagentur prüft diese nun den Entwurf der Übertragungsnetzbetreiber und genehmigt dann den endgültigen Szenariorahmen unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung. Dieser ist Grundlage für die weitere Netzausbaubedarfsplanung im Rahmen der weiteren Schritte zum NEP 2023 (Netzentwicklungspläne).

Die angenommenen Kapazitäten für erneuerbare Energien steigen dem Entwurf zufolge, verglichen mit dem letzten Szenariorahmen, deutlich an. Der konventionelle Kraftwerkspark besteht fast ausschließlich aus Gaskraftwerken, die im Jahr 2045 ebenfalls CO2-neutral betrieben werden sollen. 

Die Netzbetreiber haben zudem die Modelle zur Prognose des Stromverbrauchs aus dem letzten Szenariorahmen weiterentwickelt. Sie richten sich noch stärker auf die Dekarbonisierung aller Sektoren aus. Für jeden Sektor werden Annahmen getroffen, welche Anwendungen zukünftig elektrifiziert werden. Bei einigen Anwendungen kommt auch die Verwendung von Wasserstoff infrage. Neue Stromanwendungen wie Wärmepumpen, E-Mobilität und Elektrolyse führen in allen Szenarien insgesamt zu einer deutlichen Steigerung des Stromverbrauchs. So könnten CO2-Minderungen im privaten Bereich, im Verkehr sowie im gewerblichen und industriellen Sektor erreicht werden.

Die Übertragungsnetzbetreiber erstellen alle zwei Jahre einen Szenariorahmen. Dieser beschreibt mit Hilfe von verschiedenen Szenarien die wahrscheinliche Entwicklung des Stromsektors. Die aktuellen Szenarien betrachten die Jahre 2037 und 2045.

Die Übertragungsnetzbetreiber schlagen aktuell fünf verschiedene Szenarien vor. Drei davon blicken in das Jahr 2037. Zwei weitere bilden erstmals die vollständige Transformation des Energiesektors im Jahr 2045 ab. Die Szenarien orientieren sich an den aktuellen energiepolitischen Zielen der Bundesregierung.

Zum Entwurf des Szenariorahmens hat die Bundesnetzagentur ein Begleitdokument veröffentlicht. Es enthält Hinweise, zu welchen Themen sich die Bundesnetzagentur in der Konsultation konkrete Informationen und Stellungnahmen erhofft. Die Bundesnetzagentur veranstaltet am 3. und am 8. Februar 2022 zwei Online-Veranstaltungen, um mit der Öffentlichkeit den Entwurf des Szenariorahmens zu diskutieren.

Weitere Informationen zur Öffentlichkeitsbeteiligung bzw. zur Konsultation sind zu finden unter: www.netzausbau.de/szenariorahmen

Die vollständige Pressemitteilung ist zu finden unter:
www.bundesnetzagentur.de


(IV/3 902-04, Finn Brüning, 20.01.2022) 
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[bookmark: _Toc93664422]0322-09	Leitfaden für alternative Finanzierungswege bei Erneuerbaren Energien

Die Produktion erneuerbarer Energien soll wettbewerbsfähiger werden. Im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) ist deshalb unter anderem angelegt, dass die Förderung bei den etablierten Technologien zeitlich begrenzt ist. In dem Maße, in dem die EEG-Vergütung nicht mehr verfügbar oder weniger attraktiv ist, stellt sich die Frage nach alternativen Finanzierungs- und Vermarktungswegen. Hierzu gibt ein neuer Leitfaden von dena und der Marktoffensive Erneuerbare Energien wertvolle Hinweise. Der Leitfaden richtet sich primär an die Wirtschaft, ist aber auch für Kommunen bzw. kommunale Unternehmen, die sich in der Erzeugung von erneuerbaren Energien engagieren bzw. engagieren wollen, von Interesse.

Das Auslaufen der Förderung für etablierte Erzeugungstechnologien trifft in eine Zeit, in der nach den Plänen der neuen Bundesregierung der Anteil der erneuerbaren Energien am Stromverbrauch auf 80 Prozent im Jahr 2030 steigen soll. Es muss daher zusätzlich zu den klassischen staatlichen Fördermechanismen privates Kapital mobilisiert werden, um die sehr großen Installationsvolumen anzustoßen. Ein zentrales Finanzierungselement sind sog. Power Purchase Agreements (PPAs), deren Funktionsweise der Leitfaden erläutert.

PPAs sind langfristige zivilrechtliche Abnahmeverträge für Strom, die bilateral zwischen dem Stromerzeuger als Verkäufer und dem Stromabnehmer als Käufer abgeschlossen werden. Sie regeln im Wesentlichen die Liefermenge, den Preis und die Laufzeit des Vertrags und sollen stabile und prognostizierbare Cashflows für die Betreibergesellschaft sicherstellen.

PPAs kommen insbesondere für folgende Konstellationen in Betracht:

· Für „Altanlagen“: Die staatliche Förderung ist ausgelaufen und es bleibt noch die Vermarktungsvariante über PPAs. 

· Für „Bestandsanlagen“ und „Neuanlagen“: Die Vermarktung über PPAs kann ökonomisch vorteilhafter sein, weil zum Beispiel ein höherer Preis erreicht werden kann oder Restriktionen des EEG vermieden werden können: Es entstehen keine Strafzahlungen aufgrund späterer Fertigstellung, die bundesimmissionsschutzrechtliche Genehmigung kann später eingeholt werden und die Wertkomponente „Herkunftsnachweis“ kann separat vermarktet werden.

· Grüner Wasserstoff: Die Vermarktung über PPAs ist notwendig, um die Strombelieferung von Power-to-X-Anlagen sicherzustellen.

Anmerkung des DStGB

Wenngleich sich der Leitfaden vor allem an die Wirtschaft richtet, ist er für Kommunen bzw. kommunale Unternehmen, die sich in der Erzeugung von erneuerbaren Energien engagieren bzw. engagieren wollen, von Interesse.

Besonders hilfreich ist, dass die Unterschiede einer PPA- und einer EEG-Vermarktung erläutert werden sowie die Ausgestaltung von PPAs und Implikationen für die Finanzierung von EE-Anlagen.

Daneben werden auch der finanzrechtliche Rahmen und die Risiken einer PPA-Finanzierung dargestellt sowie die Inanspruchnahme öffentlicher Fördermittel für PPAs. So sind beispielsweise über das Programm „Energie vom Land“ der Rentenbank Bürgerwindparks, aber auch Windenergieanlagen, die sich im Besitz ländlicher Kommunen vor Ort befinden, förderfähig.

Diesen Leitfaden und weitere Informationen finden sie unter: 
https://marktoffensive-ee.de


(IV/1 902-25 Timm Fuchs, 20.01.2022)
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[bookmark: _Toc93664423]0322-10	Konzessionsverfahren: BGH äußert sich zum Erfordernis der organisatorischen und personellen Trennung 

Beteiligt sich die Gemeinde mit einem Eigenbetrieb oder einer Eigengesellschaft am Wettbewerb um das kommunale Wegenetz zur leitungsgebundenen Energieversorgung, ist es erforderlich, die als Vergabestelle tätige Einheit der Gemeindeverwaltung personell und organisatorisch vollständig von dem Eigenbetrieb oder der Eigengesellschaft zu trennen. Es müsse verhindert werden, dass nach dem äußeren Erscheinungsbild die Bevorzugung des Eigenbetriebs oder der Eigengesellschaft erfolgt. Andernfalls könne nicht der "böse Schein" mangelnder Objektivität der Vergabestelle vermieden werden. Eine vollständige Trennung erfordert daher eine Organisationsstruktur, die sicherstellt, dass ein Informationsaustausch zwischen den für die Vergabestelle und den für den Eigenbetrieb / die Eigengesellschaft handelnden Personen nur innerhalb des hierfür vorgesehenen Vergabeverfahrens für das Wegerecht erfolgt. Zu dieser Feststellung kommt der Bundesgerichtshof (BGH) in seinem Urteil vom 12.10.2021 (Az.: EnZR 43/20). 

Der Sachverhalt

Der vorherige Konzessionär konnte sich im Wettbewerb um das Verfahren zur Neuvergabe der Wegenutzungsverträge für Strom und Gas in einem ersten Verfahren nicht gegenüber dem Neukonzessionär durchsetzen. Der Neukonzessionär war ein öffentliches Unternehmen, welches zuvor von der Gemeinde gegründet worden ist. Geschäftsführer war hier der Kämmerer der Gemeinde. Die Leitung des Vergabeverfahrens wiederum oblag dem Büroleiter der Bürgermeisterin, dem der Kämmerer der Gemeinde direkt unterstand. Es bestanden keine Regelungen, die einen Wissenstransfer zwischen dem Büroleiter und Kämmerer in Bezug auf das Vergabeverfahren verhindern sollten.

Die Entscheidung

Der BGH vertritt die Meinung, dass es für die notwendige Trennung nicht ausreichend sei, wenn der Kämmerer lediglich nicht an den Gemeinderatssitzungen, in denen das Auswahlverfahren beraten wurde, teilgenommen habe. Erschwerend käme in diesem Falle noch hinzu, dass eine Mitarbeiterin am Vergabeverfahren beteiligt gewesen sei, die auch der Abteilung des Kämmerers angehört habe. Das Gebot der vollständig organisatorischen und personellen Trennung sei bereits dadurch verletzt worden, dass die Mitarbeiterin des Kämmerers mit der Umsetzung des Verfahrens der Vergabestelle betraut gewesen und somit für Außenstehende damit zu rechnen gewesen sei, dass sie Zugang zu dem Vergabeverfahren betreffenden Informationen gehabt hätte. Darüber hinaus sei nicht hinnehmbar, dass die Mitarbeiterin in Bezug auf einen anderen Aufgabenbereich dem Geschäftsführer der Stadtwerke unterstanden habe. Zwar sei es nicht erforderlich, eine konkrete Doppelbefassung nachzuweisen. Im vorliegenden Sachverhalt könne nicht zweifelsfrei ausgeschlossen werden, dass der Verstoß gegen das Trennungsgebot sich auf das Vergabeverfahren und die sich daraus ergebende Reihenfolge der Bieter ausgewirkt habe. Dies führe bereits zu einer unbilligen Behinderung der Mitbewerber. 

Das vollständige BGH-Urteil ist zu finden unter: 
https://juris.bundesgerichtshof.de

Anmerkung des DStGB

Das vorliegende Konzessionsvergabeverfahren hat bereits erhebliche finanzielle Mittel in den betroffenen Kommunen beansprucht und zeigt erneut auf, dass das Kosten-Nutzen-Verhältnis eines Konzessionsvertrags diskutiert werden muss. Die Anforderungen des BGH in der vorliegenden Entscheidung sind sehr weitgehend und die Konzessionsvergabe für die kommunale Praxis in der Konstellation, in der sich ein Eigenbetrieb/Eigengesellschaft am Wettbewerb beteiligt, wird dadurch neben den bereits vorhandenen Formalien zusätzlich erschwert. In der Sache führt der BGH die rechtliche Linie des GASAG-Urteils zum Trennungsgebot fort, wo dieser dessen Notwendigkeit für einen fairen Wettbewerb bereits unterstrichen hatte. 

Das GASAG-Urteil ist zu finden unter: 
http://juris.bundesgerichtshof.de


(IV/3 902-09, Finn Brüning, 20.01.2022) 
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[bookmark: _Toc93664425][bookmark: _Hlk93616296]0322-11	Das Projekt „Kommunale Klimapartnerschaften“ startet 2022 in eine neue Phase

[bookmark: _Hlk93478138]Im Rahmen einer kommunalen Klimapartnerschaft arbeiten zwei Kommunen regelmäßig und strukturiert auf den Gebieten Klimaschutz und Klimafolgenanpassung zusammen. Unterstützt werden Teilnehmende mit einem umfangreichen Leistungspaket aus Beratung, Finanzierung von Expertenaustauschen sowie nationalen und internationalen Vernetzungstreffen. 

Gesucht werden für dieses Projekt Städte und Gemeinden, die Interesse an einer entsprechenden Partnerschaft mit Kommunen aus afrikanischen oder lateinamerikanischen Ländern haben. 

Das Projekt "Kommunale Klimapartnerschaften" besteht seit 2011 und seitdem startet fast jährlich eine weitere Projektphase bestehend aus jeweils circa 10 Partnerschaften. Insgesamt sind bislang 77 Klimapartnerschaften im Rahmen unseres Projektes gegründet worden. Das Projekt wird von der Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW) von Engagement Global und der Landesarbeitsgemeinschaft Agenda 21 NRW e.V. (LAG 21 NRW) gemeinsam durchgeführt. Unterstützt wird es durch alle drei kommunalen Spitzenverbände auf Bundesebene. 

Zielsetzung des Projektes ist es, dass die Themen Klimaschutz und Klimafolgenanpassung systematisch und dauerhaft in die kommunale Partnerschaftsarbeit integriert werden. Weiterhin sollen im Rahmen der Partnerschaften konkrete Handlungsprogramme mit Zielen, Maßnahmen und zugewiesenen Ressourcen für Klimaschutz und Klimafolgenanpassung erarbeitet werden.

Die Zusammenarbeit kann dabei im Rahmen einer formalen Städtepartnerschaft oder einer Themenpartnerschaft stattfinden. Zur Erarbeitung der Handlungsprogramme finden jeweils gegenseitige Entsendungen von kommunalen Fachexpertinnen und -experten, nationale bzw. regionale Netzwerktreffen sowie internationale Workshops statt.

Anmerkung des DStGB

Klimaschutz und Klimaanpassungen sind Herausforderungen, die nicht im Alleingang angegangen werden können, sondern vom Austausch und der Vernetzung leben. 

Die „kommunalen Klimapartnerschaften“ sind hier ein wesentlicher Baustein und haben sich als ein voller Erfolg erwiesen. Durch die umfassende Unterstützung der SKEW ist es auch kleinen Gemeinden möglich, sich an dem Projekt zu beteiligen. Gemeinsam mit Partnern im Globalen Süden findet ein intensiver Austausch zu Fragen des Klimaschutzes und zu Maßnahmen zur Klimafolgenanpassung statt.

Die globale Klimakrise bedarf lokal angepasster Lösungen. Kommunen können hier im Austausch voneinander lernen und gemeinsam konkrete Projekte umsetzen. Und genau hier setzen die kommunalen Klimapartnerschaften seit zehn Jahren an. Damit sind die „Kommunalen Klimapartnerschaften“ ein wichtiges Element der kommunalen Entwicklungspolitik Deutschlands. Der Deutscher Städte- und Gemeindebund unterstützt das Projekt daher von Anfang an. Eine Fortführung auch für die künftigen zehn Jahre „Kommunale Klimapartnerschaften“ ist mehr als erstrebenswert.

[bookmark: _Hlk93478232]Weitere Informationen: https://skew.engagement-global.de


(III/2 843-00 Marianna Roscher, 19.01.2022)
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[bookmark: _Toc93664426]0322-12	Klimaanpassung: „Blauer Kompass“ startet als neuer Bundespreis nunmehr auch für Kommunen

Am 18. Januar 2022 ist die Bewerbungsfrist für den „Blauen Kompass“ als Bundespreis gestartet. Bundesumweltministerium und Umweltbundesamt suchen innovative Projekte für die Klimaanpassung. Bewerben können sich wie bisher private und kommunale Unternehmen, Bildungs- und Forschungseinrichtungen sowie Vereine, Verbände und Stiftungen. Erstmals sind auch Städte, Gemeinden und Landkreise direkt angesprochen. 

[bookmark: _Hlk93478205]Der „Blaue Kompass“, ist die höchste staatliche Auszeichnung in Deutschland für Projekte zur Anpassung an die Folgen der Klimakrise. Im Jahr 2022 wird der Preis erstmals als Bundespreis ausgelobt. Im Zentrum stehen innovative Projekte mit nachhaltigen Lösungen für die Klimaanpassung. Bewerbungsfrist ist der 25. März 2022. Die Auszeichnung ist mit einem Preisgeld in Höhe von 25.000 Euro je Gewinnerprojekt dotiert. 

Ob klimaresiliente Produkt- und Fertigungskreisläufe, innovative Konzepte zum Umgang mit neuen Krankheitserregern und invasiven Arten, der klimaangepasste Einsatz von Pestiziden, renaturierte Moore und Wälder oder naturbasierte Maßnahmen zur Starkregenvorsorge – sowohl die verheerenden Starkregenkatastrophen im Sommer 2021 als auch anhaltende Dürreperioden zeigen, wie wichtig es ist, sich an die Folgen der Erderhitzung anzupassen. Aufgrund der Vielgestaltigkeit der Klimafolgen und möglicher Anpassungsmöglichkeiten berühren die damit verbundenen Fragestellungen die gesamte Gesellschaft. Daher richtet sich der neue Bundespreis „Blauer Kompass“ an verschiedene Akteure. Projekte aus vier Kategorien können sich bewerben: Kommunen, private und kommunale Unternehmen, Bildungs- und Forschungseinrichtungen sowie Vereine, Verbände und Stiftungen. 

[bookmark: _Hlk93478219]Fragen und Antworten rund um die Bewerbung zum Bundespreis beantwortet das Wettbewerbsbüro (E-Mail an blauerkompass@uba.de) auch im Rahmen einer Online-Sprechstunde des Zentrums Klima-Anpassung, welche Anfang März 2022 stattfindet.

Anmerkung des DStGB

Klimavorsorge und Klimaanpassung gewinnen zunehmend an Relevanz. Das haben die Flutkatastrophe im Sommer 2021 sowie die trockenen Sommer der letzten Jahre sehr verdeutlicht. Kommunen sind in besonderem Maße gefordert, wenn es um die Abwehr von Folgen der Klimakrise geht. 
Umso wichtiger sind hier die Entwicklung und der Austausch über konstruktive Lösungen. Dabei sind die Herausforderungen und ihre Lösungen so vielfältig, wie auch die Kommunen in Deutschland. Dennoch können Bürgermeister*innen und Landrät*innen gut voneinander lernen. 

Mit dem neu aufgelegten Bundespreis ‚Blauer Kompass‘ sollen Lösungen aufgezeigt werden, die zum Nachahmen auffordern, um deutschlandweit die bestmögliche Klimaanpassung zu erreichen. Damit setzt er wichtige Impulse für Städte und Gemeinden.

Die Bewerbungsunterlagen finden sich ab sofort auf: 
www.uba.de/blauerkompass. 


(III/2 843-00 Marianna Roscher 19.01.2022)
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[bookmark: _Toc93664427]0322-13	Bundeskartellamt: Sektoruntersuchung im Abfallbereich

Das Bundeskartellamt hat am 19.01.2022 mitgeteilt, dass es im Entsorgungsbereich eine weitere Sektoruntersuchung einleitet. Gegenstand der Sektoruntersuchung ist die Prüfung, ob die Rethmann-Gruppe (Remondis) verpflichtet werden kann, künftig die Übernahme kleiner Unternehmen der Behörde zur Prüfung vorlegen zu müssen.

Der in der letzten Novelle eingeführte § 39a GWB erlaubt es dem Bundeskartellamt, Unternehmen dazu zu verpflichten, auch Übernahmen von kleineren Unternehmen, das heißt unterhalb der normal geltenden Umsatzschwellen, in bestimmten Wirtschaftszweigen anzumelden. Die Fusionskontrolle greift grundsätzlich erst, wenn die beteiligten Unternehmen bestimmte Mindestumsätze erzielen, also eine gewisse wirtschaftliche Bedeutung gegeben ist. Gerade im Entsorgungsbereich hat das dazu geführt, dass kleinere Entsorgungsunternehmen von großen Konkurrenten aufgekauft wurden, ohne dass ein Fusionskontrollverfahren durchgeführt werden konnten.

Voraussetzung für die Anwendung der neuen Vorschrift ist, dass der Erwerber einen bundesweiten Anteil von mehr als 15 Prozent der Umsätze in den betroffenen Wirtschaftszweigen erreicht, das Zielunternehmen im letzten Geschäftsjahr Umsatzerlöse von mindestens zwei Mio. Euro und mindestens zwei Drittel der Gesamtumsätze in Deutschland erzielt hat sowie objektiv nachvollziehbare Anhaltspunkte dafür bestehen, dass durch künftige Zusammenschlüsse der wirksame Wettbewerb im Inland erheblich behindert werden könnte. Außerdem muss das Bundeskartellamt zuvor auf einem der betroffenen Wirtschaftszweige eine aktuelle Sektoruntersuchung durchgeführt haben. Eine solche habe das Bundeskartellamt nun im Bereich Haushaltsabfälle eingeleitet.

Die jetzige Untersuchung soll die bereits vorliegenden Erkenntnisse aus der am 21.12.2021 veröffentlichten Sektoruntersuchung Haushaltsabfälle sowie Ermittlungen aus verschiedenen Zusammenschlussvorhaben der letzten Jahre in Teilen aktualisieren und bezüglich der Voraussetzungen des § 39a GWB konkretisieren. Die bisherigen Erkenntnisse zeigten, dass die Rethmann-Gruppe vor allem bei der Erfassung verschiedener Sorten von Haushaltsabfällen sowie der Aufbereitung von haushaltsnahen Verpackungen aus Glas bundesweit mit weitem Abstand vor ihren jeweiligen Wettbewerbern zu den marktführenden Anbietern gehört. Insbesondere bei der Erfassung von Haushaltsabfällen habe die Anzahl der Wettbewerber in den Jahren 2014 bis 2018 kontinuierlich abgenommen. In diesem Zeitraum sei es keinem Wettbewerber gelungen, den Abstand zum Marktführer in nennenswertem Umfang aufzuholen.

Das Bundeskartellamt wird nun zunächst die 15 wichtigsten Wettbewerber in den Bereichen Haushaltsmüll, Restmüll, Biomüll und PPK (Papier, Pappe, Karton) befragen. Außerdem nimmt es die Bereiche Verpackung und Glasaufbereitung in den Blick.

Anmerkung des DStGB

Die angekündigte Sektoruntersuchung im Abfallbereich durch das Bundeskartellamt ist zu begrüßen. Der Entsorgungsbereich ist von regionalen Märkten geprägt, auf denen die Städte und Gemeinden als Marktgegenseite oft wenig Auswahl haben. Ein stückweites Aufkaufen von kleineren Wettbewerbern kann zu einem strukturellen Wettbewerbsproblem und im Ergebnis zu Monopol- und Oligopolstrukturen führen. Nicht nur aus kommunaler Sicht ist ein ausgeprägter Wettbewerb in der Entsorgungsbranche zielführender.


(III/4 830-00, Alexander Kramer, 20.01.2022)
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[bookmark: _Toc93664428]0322-14	Veranstaltungsreihe „Auf Zukunftskurs: Öffentliches Bauen mit Holz“ – Online-Seminare ab 24.03.2022

Die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e. V. (FNR) setzt ihre Veranstaltungsreihe „Auf Zukunftskurs: Öffentliches Bauen mit Holz“ in diesem Jahr mit vier weiteren Online-Veranstaltungen unter dem Dach der Charta für Holz fort. Der Startschuss fällt im Frühjahr.

Im Mittelpunkt der Auftaktveranstaltung am 24. März 2022 steht das Bauen im Bestand, denn die hohe Nachfrage nach Bauland hat das Angebot auch für öffentliche Bauherren verknappt und verteuert. Zudem schafft die Sanierung und Revitalisierung vorhandener Gebäude mit nachwachsenden Bau- und Dämmstoffen nicht nur hochwertigen Wohnraum, sondern sie reduziert auch Bodenversiegelung und Rohstoffverbrauch – ein Plus in puncto Klimaschutzziele.

In seinem Vortrag wird Jan Schreiber, ZRS Architekten & Ingenieure, am Beispiel des Verwaltungsgebäudes im Tierpark Berlin die kreislaufgerechte Sanierung eines DDR-Systembaus vorstellen. Außerdem berichtet Robert Zengler von der Münchener Wohnungsgesellschaft GEWOFAG über das „Wohnen am Dantebad“. Die Gesellschaft machte aus der Not Münchener Baulandknappheit eine Tugend und überbaute einen kompletten Parkplatz – ein Pilotprojekt, das zur Blaupause für die Planungen weiterer städtischer Wohnungsgesellschaften taugt. Mit im Boot ist zudem Dr. Martin Schellenberg, Fachanwalt für Vergaberecht. Er wird das nachhaltige Bauen in der Planungs- und Vergabepraxis beleuchten. Die Moderation der Online-Veranstaltung obliegt der Berliner Rechtsanwältin und Notarin Dr. Eva-Dorothee Leinemann, Fachanwältin für Vergaberecht.

Die Teilnahme an der Seminarreihe ist kostenfrei und wird von mehreren Architekten- und Ingenieurkammern mit Fortbildungspunkten honoriert.

Anmeldung: https://veranstaltungen.fnr.de/holzbau/anmeldung

Weitere Online-Seminare sind geplant für:
•	14.06.2022 - Vergaberecht und Bauvergabeverfahren
•	22.09.2022 - Komplettlösung in Holz
•	15.11.2022 - Klimaneutrales Bauen öffentlicher Gebäude

Hintergrund:

Die Reihe zum zukunftssicheren öffentlichen Bauen mit Holz wird von der Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e. V. (FNR) als Projektträger des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) vorbereitet und umgesetzt. Kooperationspartner sind der Deutsche Städte- und Gemeindebund, der Deutsche Landkreis- und der Deutsche Städtetag sowie der Informationsdienst Holz. Veranstaltungspartner ist zudem die Arbeitsgruppe Bauen in Stadt und Land der Charta für Holz 2.0.

Fachliche Ansprechpartnerin:
Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V.
Kathleen Flotow
Telefon: 03843/6930-326
E-Mail: k.flotow@fnr.de 


(III/3 880-57 Ute Kreienmeier, 18.01.2022)
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[bookmark: _Toc93664429]0322-15	EuGH: Gerichte dürfen unionsrechtswidrige HOAI-Mindestsatz-Regelung bei Altfällen anwenden

Trotz bereits festgestellter Unionsrechtswidrigkeit der HOAI-Regelung über die Mindesthonorare von Architekten sind nationale Gerichte, bei denen ein Rechtsstreit zwischen Privatpersonen anhängig ist, nicht allein aufgrund des Unionsrechts verpflichtet, diese Regelung der HOAI unangewendet zu lassen. Die geschädigte Partei habe aber gegebenenfalls Anspruch auf Schadenersatz, entschied der Gerichtshof der Europäischen Union (Urteil vom 18.01.2022 - C-261/20).

Dem Rechtsstreit liegt ein HOAI-Pauschalhonorarvertrag aus dem Jahr 2016 zugrunde, den ein Ingenieur ein Jahr später kündigte. Die erbrachten Leistungen rechnete er nach den HOAI-Mindestsätzen ab. Mit seiner Restwerklohnklage machte er einen Betrag geltend, der zusammen mit bereits geleisteten Zahlungen die vereinbarte Pauschalsumme überstieg. In den Instanzen bekam er Recht. Der mit der Revision der Beklagten befasste Bundesgerichtshof ersuchte den Gerichtshof der Europäischen Union, der die deutsche Mindestsatz-Regelung wegen Verstoßes gegen die Dienstleistungsrichtlinie für europarechtswidrig erklärt hatte, um Klärung, ob ein nationales Gericht die streitige Regelung unangewendet lassen müsse. Vorliegend sei eine mit der Dienstleistungsrichtlinie konforme Auslegung der HOAI nicht möglich.

EuGH: Gerichte dürfen HOAI-Mindestsatz-Regelung anwenden

Der Gerichtshof hat entschieden, dass ein nationales Gericht, bei dem ein Rechtsstreit anhängig ist, in dem sich ausschließlich Privatpersonen gegenüberstehen, nicht allein aufgrund des Unionsrechts verpflichtet sei, eine nationale Regelung unangewendet zu lassen, die unter Verstoß gegen Art. 15 Abs. 1, Abs. 2 Buchst. g und Abs. 3 der Dienstleistungsrichtlinie Mindesthonorare für die Leistungen von Architekten und Ingenieuren festsetzt und die Unwirksamkeit von Vereinbarungen vorsieht, die von dieser Regelung abweichen. 

Die nationalen Gerichte seien grundsätzlich verpflichtet, wegen des Vorrangs des Unionsrechts, europarechtswidrige Bestimmungen des nationalen Rechts aus eigener Entscheidungsbefugnis heraus nicht anzuwenden. Etwas anderes gelte nur, wenn die europarechtlichen Vorgaben keine unmittelbare Wirkung hätten. Dies sei vorliegend nicht anzunehmen. Allerdings würde die Anwendung von Art. 15 Abs. 1 der Dienstleistungsrichtlinie im Ausgangsrechtsstreit dem Kläger das Recht nehmen, ein Honorar in der Höhe einzufordern, die dem in den fraglichen nationalen Vorschriften vorgesehenen Mindestsatz entspricht. Die Rechtsprechung des Gerichtshofs schließe aus, dass dieser Bestimmung im Rahmen eines solchen Rechtsstreits zwischen Privaten eine solche Wirkung zuerkannt werden könne.

Anmerkung des DStGB 

Unbeschadet der aktuellen Entscheidung, die sich ausschließlich auf „Altfälle“ bezieht, bleibt es dabei, dass der EuGH mit Urteil vom 04.07.2019 (C – 377/17) entschieden hat, dass die in der „alten“ HOAI festgelegte Pflicht zur Einhaltung der Höchst- und Mindestsätze einen Verstoß gegen die Dienstleistungsrichtlinie und die Niederlassungsfreiheit darstellte. Die aktuelle Entscheidung betrifft zudem nur Sachverhalte, in denen sich ausschließlich Privatpersonen gegenüberstanden. Insofern kann sich laut EuGH eine geschädigte Partei jedenfalls für „Altfälle“ auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs berufen, um gegebenenfalls vom Staat den Ersatz eines durch die Unvereinbarkeit entstandenen Schadens zu erlangen. 


(III/1 Bernd Düsterdiek, 19.01.2022)
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[bookmark: _Toc93664431]0322-16	Förderprogramm für kommunale E-Flotten wird 2022 fortgesetzt

Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) investiert im Rahmen der Förderrichtlinie Elektromobilität weiter in die Beschaffung von Fahrzeugen und den Aufbau von Ladeinfrastruktur. Insgesamt wurden aktuell 86 Projekte bewilligt, davon 36 von Kommunen und 50 von Unternehmen. Damit unterstützt das BMDV die Beschaffung von mehr als 1.000 Fahrzeugen und knapp 250 Ladepunkten. Im Laufe des Jahres 2022 startet ein weiterer Förderaufruf, auf den Kommunen sich vorbereiten können.

Förderrichtlinie besteht seit 2015

Das BMDV hat die Förderrichtlinie Elektromobilität 2015 gestartet. Somit werden batterieelektrische Anwendungen in drei Bereichen gefördert: kommunale und gewerbliche Elektromobilitätskonzepte, anwendungsorientierte Forschungs- und Entwicklungsvorhaben sowie Beschaffung batterieelektrischer Fahrzeuge für kommunale und gewerbliche Flotten. Bisher wurden in 18 Aufrufen über 1.000 Projekte mit einem Fördervolumen von 386 Mio. Euro umgesetzt. Die Förderung gewerblicher Flotten wurde im Rahmen der Neuauflage der Förderrichtlinie im Dezember 2020 neu aufgenommen. Ziel ist es, die Synergien von Flottenanwendungen auf kommunaler Ebene besser abzubilden und mit der Förderung einen möglichst breiten Anwenderkreis zu erreichen. Unternehmen erhalten eine Förderquote von 40 bis 60 Prozent, für Kommunen waren bislang bis zu 90 Prozent möglich. 

2022 wird ein weiterer Aufruf zur Förderung von Elektrofahrzeugen und Ladeinfrastruktur folgen. Die Förderrichtlinie hat insgesamt eine Laufzeit bis 2025.

Anmerkung des DStGB

Das Förderprogramm ist insbesondere für Kommunen interessant, die vor der Neuanschaffung von Fuhrparks stehen und im Zuge der Förderung und Sichtbarkeit alternativer Antriebe den Umstieg anstreben. Der anstehende Förderaufruf sollte daher im Blick behalten werden. Der DStGB wird hierüber informieren.

Weitere Informationen

Weitere Information zum Förderprogramm (letzter Förderaufruf): www.now-gmbh.de 

(IV/2 724, Jan Strehmann, 19.01.2022)
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[bookmark: _Toc93664432]0322-17	Reaktivierung von Bahnstrecken in Brandenburg

Das Land Brandenburg will die ÖPNV-Angebote im ÖPNV auch durch die Reaktivierung von stillgelegten Bahnstrecken erweitern. Ein aktuelles Gutachten des Landes gibt Aufschluss darüber, welche Bahnstrecken und -halte Potential zur Reaktivierung haben könnten. Die Ergebnisse der Untersuchung sollen in den neuen Landesnahverkehrsplan 2023–27 einfließen. Auch in anderen Ländern gab es bereits ähnliche Untersuchungen. Auch von der Deutschen Bahn wurden zuletzt 20 Strecken mit hohem Reaktivierungspotenzial vorgestellt. Für die vielen Mittelzentren und Regionen ohne Bahnanschluss ist diese Trendwende ein gutes Zeichen.

Die Potentialanalyse wurde im Auftrag des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung (MIL) des Landes Brandenburg in Vorbereitung des neuen Landesnahverkehrsplans erstellt. Auf Grundlage dieses Basisgutachtens wurde eine Erstbewertung von 32 potenziell zu aktivierenden brandenburgischen Eisenbahnstrecken zuzüglich vier Verbindungskurven vorgenommen. Diese potenziellen Strecken und 35 Halte waren auch Ergebnis einer vorher erfolgten Abfrage des MIL bei den Landkreisen und kreisfreien Städten. Abgeleitet von den Ergebnissen des Basisgutachtens und der dort anhand der Kriterien „Verkehrspotential im Einzugsbereich“, „Infrastrukturzustand“ und „Netzwirkung“ vorgenommenen Bewertung sollen die ausgewählten Schienenstrecken über Machbarkeitsstudien in zwei Arbeitspaketen intensiv und detailliert auf eine Aktivierungsmöglichkeit hin untersucht werden.

Die Strecken der beiden Arbeitspakete lassen hinsichtlich der zu erwartenden werktäglichen Personenverkehrsleistung ein ausreichendes Potenzial für eine Reaktivierung erkennen. Für diese Strecken ist daher zur Grobbewertung vorgesehen, zunächst eine Machbarkeitsstudie mit einer differenzierten Betrachtung von Nutzen und Kosten durchzuführen. Für Reaktivierungsstrecken, die im Ergebnis einen Nutzen-Kosten-Faktor > 1 aufweisen, soll dann in einem zweiten Schritt das Regelverfahren der standardisierten Bewertung angewendet werden, was Voraussetzung für eine Förderung der erforderlichen Investitionskosten im Rahmen des GVFG-Bundesprogramms ist. Ziel ist, eine GVFG-Bundesförderung zu beantragen, sofern auch für eine künftige Verkehrsbestellung Haushaltsmittel zur Verfügung stehen.

Für die Reaktivierungshalte ist vorgesehen, eine vereinfachte Nutzen-Kosten-Untersuchung sowie eine Betrachtung der betrieblichen Auswirkungen durchzuführen.

Anmerkung des DStGB

Die Reaktivierungsuntersuchungen in den Ländern wie hier zuletzt in Brandenburg sind aus kommunaler Sicht zu begrüßen. Sie bieten die Grundlage für tiefergehende Kosten-Nutzen-Untersuchungen und sorgen auch für die notwendige Aufmerksamkeit, um die oft langwierigen Vorhaben weiter voranzutreiben. In vielen Kommunalparlamenten wird über Bahnanbindungen und Reaktivierungsmöglichkeiten diskutiert, oft auch zurecht. So finden sich bspw. im Berliner Umland viele stillgelegte Strecken mit erheblichen Potentialen für eine stärkere Verkehrsverlagerung auf den SPNV. 120 Mittelzentren in Deutschland verfügen zudem derzeit über keinen Bahnanschluss. 

Die neue Bundesregierung bekennt sich in ihrem Koalitionsvertrag zu einem starken und erweiterten Schienennetz. Formuliertes Ziel ist die Verdoppelung der Verkehrsleistung im Personenverkehr. Es sollen dafür auch neue Strecken, insbesondere vor dem Hintergrund des Deutschlandtaktes, gebaut, ehemalige Bahnstrecken reaktiviert und Entwidmungen von Schienenstrecken vermieden werden. Für Klimaschutz, gut angebundene Kommunen und gleichwertige Lebensverhältnisse sollte die Stärkung der Bahn nun beschleunigt werden.

Gute Bahnanbindungen sorgen für attraktive Städte und Gemeinden und stellen gerade für Berufspendler und Auszubildende eine wirkliche Alternative zum Auto dar. Hinzu kommen zweifelsfrei Standortvorteile für die Wirtschaft und den Tourismus vor Ort, was ebenfalls zum Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse beiträgt. In Kombination mit angepassten Busangeboten können reaktivierte Bahnstrecken den ÖPNV bzw. SPNV ganzer Regionen maßgeblich befördern und damit erheblich zum Gelingen der Verkehrswende und der Erreichung der Klimaziele beitragen. 

Für die Finanzierung von Reaktivierungsvorhaben können Mittel aus dem GVFG oder der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung zwischen Bund und Bahn herangezogen werden. Auch die Länder sollten hier in der Verantwortung stehen und die Vorhaben unterstützen. Zu beachten ist jedoch bei einem Reaktivierungsvorhaben stets der Einzelfall. Wenn beispielsweise stillgelegte Bahntrassen nicht den heutigen Siedlungsachsen entsprechen, kann auch ein dicht getaktetes und direktes Regionalbus-System ein attraktives und ÖPNV-Angebot darstellen. Die Reaktivierung stillgelegter Bahnstrecken stellt letztlich eine besondere Herausforderung für die SPNV-Aufgabenträger dar. Denn sind Strecken erst einmal stillgelegt, wird es selbst bei gesicherter Flächenwidmung aufwendig, die notwendigen Mittel für eine Instandsetzung und Finanzierung des SPNV-Betriebs aufzubringen. Kernelement aller Reaktivierungsvorhaben ist daher eine Sicherung der Finanzierung, welche nicht zulasten anderer Bahnstrecken oder ÖPNV-Angebote in den Kommunen an anderer Stelle gehen darf.

Weitere Informationen:

Weitere Informationen zu den einzelnen Paketen zur Streckenreaktivierung in Brandenburg finden Sie unter: https://mil.brandenburg.de

Pressemitteilung der Deutschen Bahn AG vom 22.06.2021 mit den Ergebnissen der bundesweiten Untersuchung: www.deutschebahn.com 

DStGB-Analyse zum Koalitionsvertrag der Bundesregierung im Bereich Verkehr: www.dstgb.de 


(IV/2 735, Jan Strehmann, 20.01.2022)
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[bookmark: _Toc93664433]0322-18	Internet Plattform „Innovation fürs Land“

Eine von der TU München entwickelte Innovations-Toolbox fördert den Austausch von Ideen und Innovationen, um die Attraktivität ländlicher Kommunen zu steigern. Hierzu bietet die Toolbox eine Fülle von Projekten, die allesamt aus ländlichen Räumen stammen und bereits erfolgreich in der Praxis erprobt wurden. 

Die Projekte betreffen unter anderem die Themen „Attraktivität Ihrer Gemeinde erhöhen“, „nachhaltige Energiegewinnung auf dem Land“, „neue Mobilitätskonzepte für das Leben auf dem Land“ sowie „Unternehmensgründung & digitale Infrastruktur fördern“. Zur besseren Übersicht sind die Beispiele in einer Datenbank unter folgenden Kategorien geclustert:

· Arbeiten & Gründen
· Gesundheit
· Mobilität
· Gebäude& Flächen
· Digitale Infrastruktur
· Vernetzung
· Energie
· Kinder & Bildung
· Nahversorgung

Jedes einzelne Projekt enthält einen übersichtlichen Steckbrief, in dem beispielsweise die Umsetzungsdauer, die Projektkosten und ein Ansprechpartner benannt sind.

Die Website richtet sich insbesondere an Bürgermeister/-innen, steht jedoch jeder Person frei zugänglich zur Verfügung. Sie dürfte insbesondere für die jeweiligen Kategorien zuständigen Fachbereiche von Interesse sein.

Die Toolbox soll um neue Projekte erweitert und ergänzt werden. Deshalb weisen die Betreiber explizit darauf hin, dass das Einreichen eigener Ideen und der Austausch von Erfahrungen mit den einzelnen Projekten gewünscht und jeder Person – nicht nur Bürgermeistern und Bürgermeisterinnen – möglich ist.

Auch zu vorhandenen Projekten können Erfahrungen ergänzt werden. 

Die Toolbox ist im Internet unter folgender Adresse abrufbar: 
https://innovationfuersland.com


(750-11 IV/1 I/1 Timm Fuchs / Uwe Lübking, 19.01.2022)
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[bookmark: _Toc93664434]0322-19	Projekt „Urbane Wärmewende“ – Überregionale Tagung

Das Institut für Ökologische Wirtschaftsforschung, die Berliner Wasserbetriebe und die Rechtsanwaltskanzlei Becker Büttner Held bieten, gemeinsam mit der Agentur für Erneuerbare Energien, am Mittwoch, dem 23. März 2022, die digitale Veranstaltung „Urbane Wärmewende – Wie Klimaneutralität in der städtischen Wärmeversorgung gelingen kann“ (10-12 Uhr und 13-15 Uhr) an. Der DStGB engagiert sich intensiv für die kommunale Wärmewende und unterstützt das Projekt. 

Für Städte liegt die Herausforderung im Klimaschutz darin, die Wärmeversorgung zu dekarbonisieren, die Wärmeverbräuche durch Sanierung zu senken sowie die Infrastrukturen intelligent miteinander zu vernetzen und neu zu gestalten. Dieser enorme Wandel muss dabei nicht nur sozialverträglich gestaltet sein, sondern auch mit deutlich mehr Tempo angegangen werden als bislang.

Das Team des Projekts „Urbane Wärmewende“, zusammen mit assoziierten Partnern aus der Berliner Verwaltung, hat am Beispiel der Stadt Berlin untersucht, welche Optionen zur Dekarbonisierung es in der Fernwärme, in Quartieren und in der dezentralen Versorgung gibt, wie die energetische Sanierung in Städten vorangebracht werden kann und welche Rolle die Wärmeplanung dabei spielt. Darauf basierend wurden Tools und Lösungsstrategien für die zentralen Hemmnisse entwickelt. 

Im Rahmen der Veranstaltung werden die Erfahrungen zur Wärmeplanung, zum Abwasserwärmeatlas sowie zur energetischen Sanierung in sozialen Erhaltungsgebieten vorgestellt und in drei Workshops durch die Erfahrungen und Instrumente in anderen Städten ergänzt. Vervollständigt wird der Erfahrungsaustausch durch eine politische Einordnung der zukünftigen Klimaschutzziele auf kommunaler Ebene.

Ziel und Zielgruppe

Die Veranstaltung richtet sich unter anderem an Akteur*innen, die zu der Planung und Umsetzung der Wärmewende in den Kommunen eine relevante Rolle spielen könnten (z. B. kommunale Entscheidungsträger*innen, Berater*innen, Energieversorger etc.). Ziele der Veranstaltung sind der Erfahrungsaustausch zwischen kommunalen Akteur*innen, die Verbreitung der Projektergebnisse und ein gemeinsames Lernen.



Programmentwurf

Teil 1 (10-12 Uhr)
· Politische Einordnung (Christian Maaß, BMWK)
· Kurzvorstellung des Projektes und der zentralen Ergebnisse (IÖW)
· Einführung in die Themenbereiche Städtische Wärmeplanung (IÖW), Abwasserwärme (Berliner Wasserbetriebe) und Energetisch Sanieren in sozialen Erhaltungsgebieten (Becker Büttner Held)

Teil 2 (13-15 Uhr)
· Workshops mit anderen Städten zu den Themen Abwasserwärme (Stuttgart), Städtische Wärmeplanung (Konstanz) und Energetisch Sanieren in sozialen Erhaltungsgebieten (Hamburg) 
· Vorstellung der Workshopergebnisse
· Moderierte Diskussion und Abschluss

Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenfrei. Die Anmeldung ist zu finden unter: www.urbane-waermewende.de/


(IV/3 902-25, Finn Brüning, 13.01.2022) 
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[bookmark: _Toc93062971][bookmark: _Toc502842260][bookmark: _Toc93664435]0322-20	KfW-Kredite für nachhaltige Mobilitätprojekte – 
Korrigierte Anmeldemöglichkeit!

In DStGB-Aktuell 0222-15 wurde über ein Webinarangebot zum Programmstart des Investitionskredits Nachhaltige Mobilität für Kommunen berichtet. Leider war der dort genannte Anmeldelink fehlerhaft. Nachfolgend finden sich die korrekten Webinardaten.

Investitionskredit Nachhaltige Mobilität für Kommunen 
Datum: 27.01.2022 
Uhrzeit 11:00 – 11:30 

Anmeldung: 
https://next.edudip.com/de/webinar/investitionskredit-nachhaltige-mobilitat-fur-kommunen/1768490 
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[bookmark: _Toc93664437]0322-21	Neues Europäisches Bauhaus:
Bewerbungsbeginn für die Preise 2022

Am 18.01.2022 eröffnete die Europäische Kommission die Bewerbungsphase für die Preise zum Neuen Europäischen Bauhaus 2022. Bereits im letzten Jahr war der Wettbewerb ein großer Erfolg und zählte rund 2000 Bewerbungen. Im Rahmen dieser interdisziplinären Initiative sollen auch in der diesjährigen Ausgabe neue inspirierende Beispiele, von Projekten mit einer positiven Wirkung auf unseren Lebensraum, ausgezeichnet werden. Als Gegenstand des Green Deals stehen Projekte zu Nachhaltigkeit, Inklusion und Ästhetik im Vordergrund. Die Bewerbungen werden bis zum 28.02.2022, 19:00 MEZ entgegengenommen.

Mariya Gabriel, Kommissarin für Innovation, Forschung, Kultur, Bildung und Jugend, erläuterte hierzu: „Das Neue Europäische Bauhaus schöpft aus Europas Kultur, seiner Bildungstradition, seiner Wissenschaft und seinen Innovationen, damit das Versprechen des europäischen Grünen Deals als Verbesserung unseres täglichen Lebens Wirklichkeit wird. Ich freue mich darauf, zu sehen, wie in den Bewerbungen dieses Jahres die kreativsten Ideen aus ganz Europa Gestalt annehmen.“

Die Preise für Ideen, welche zur Bestärkung attraktiver, nachhaltiger und inklusiver Räume beitragen, werden in vier verschiedenen Kategorien vergeben und spiegeln damit das Leitbild des Neuen Europäischen Bauhaus wider: Die Rückbesinnung auf die Natur, Wiedererlangung eines Zugehörigkeitsgefühls, Vorrang für Orte und Menschen, die Unterstützung am stärksten benötigen und die Förderung einer langfristigen, auf den Lebenszyklus ausgerichteten und integrierten Denkweise im industriellen Umfeld. Diese Kategorien wurden in der „Phase der gemeinsamen Gestaltung“ festgelegt, wobei Tausende Mitgestalterinnen und -gestalter ihre Perspektive und Erfahrungen teilten. Voraussetzung für eine Bewerbung ist es, dass die Idee in der Europäischen Union angesiedelt ist. Des Weiteren wird im Wettbewerbsverfahren zwischen Kandidatinnen und Kandidaten von über oder unter 30 Jahren unterschieden. Letztere werden im Wettbewerbsbereich „New European Bauhaus Rising Stars“ berücksichtigt. Für Projekte, welche in den letzten zwei Jahren abgeschlossen wurden, besteht die Möglichkeit, mit dem „New European Bauhaus Award“ ausgezeichnet zu werden. Insgesamt vergibt die Jury 16 Preise, wovon zwei der bestplatzierten Einreichungen die Chance haben, über eine öffentliche Abstimmung, einen Sonderpreis zu erhalten. Auf die 18 Gewinner wartet schließlich ein Preisgeld von bis zu 30.000 Euro und ein Kommunikationspaket, um die Weiterentwicklung ihrer Initiativen zu unterstützen. 



Hintergrund

Das Neue Europäische Bauhaus ist eine ökologische, wirtschaftliche und kulturelle Initiative, in der Nachhaltigkeit, Design, Barrierefreiheit und Investitionen zur Implementierung des Green Deals miteinander verknüpft werden sollen. Präsidentin von der Leyen genehmigte im Jahr 2020 das Projekt und erklärte später: „Wenn der Europäische Green Deal eine Seele hat, dann ist es das Neue Europäische Bauhaus, das zu einer Explosion der Kreativität in unserer Union geführt hat.“ Nach der Genehmigung durch Frau von der Leyen begann der zuvor erwähnte gemeinsame Gestaltungsprozess. Die tatsächliche Umsetzung des Projekts startete im September 2021, nachdem die Kommission politische Maßnahmen und Finanzierungsmöglichkeiten präsentiert hatte. Rund 85 Millionen Euro wurden für die Initiative aus EU-Programmen im Zeitraum 2021-2022 bereitgestellt. 

Besonders auch im Baugewerbe zielt das Projekt darauf ab, den Wandel zu beschleunigen, um kulturelle, nachhaltige und kreative Dimensionen in den alltäglichen Lebensraum zu integrieren und für Bewohnerinnen und Bewohner greifbar zu machen. Der Fokus liegt auf konkreten Veränderungen und Erfahrungen vor Ort – in Gebäuden, im öffentlichen Raum, etc. – für eine Verbesserung des alltäglichen Lebens unter dem Leitbild der Nachhaltigkeit. Die Kommission fordert alle Mitgliedsstaaten auf, die zentralen Werte des Neuen Europäischen Bauhauses in ihren Strategien für die territoriale und sozioökonomische Entwicklung aufzunehmen und umzusetzen.

Dazu erklärte die EU-Kommissarin für Kohäsion und Reformen, Elisa Ferreira: „Für einen Wandel unserer Lebens- und Arbeitsweise, bei dem niemand zurückgelassen wird, brauchen wir mehr denn je nachhaltige und innovative Ideen. Das Neue Europäische Bauhaus zeichnet die besten, kühnsten und klügsten Konzepte zur Verbesserung unserer Regionen und Städte aus, die sowohl den Menschen zugutekommen als auch den Planeten erhalten. Im Rahmen der Kohäsionspolitik werden wir weiter dazu beitragen, dass diese neuen Ideen zum Nutzen aller unserer Gemeinschaften in sämtlichen europäischen Regionen Wirklichkeit werden.“

Weitere Informationen:
https://ec.europa.eu
https://europa.eu/new-european-bauhaus/index_en 


(II/4 Annika Kirchhof, Brüssel, 19.01.2022)
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[bookmark: _Toc502842262][bookmark: _Toc93664439][bookmark: _Hlk93616953]0322-22	Statement: Kommunen müssen digitaler Spaltung vorbeugen 

Statement von Alexander Handschuh, Sprecher des Deutschen Städte- und Gemeindebundes, gegenüber „Stadt.Land.Digital“ zum Stand und zu den Perspektiven der digitalen Transformation in Kommunen. 

In letzter Zeit ist viel in Bewegung gekommen; viele Kommunen haben sich auf den Weg gemacht, ‚smart(er)‘ zu werden. Dabei ist die Digitalisierung nicht nur ein Thema für die großen Städte. Bei der digitalen Transformation der Städte sehen wir uns zwei großen Herausforderungen gegenüber: Zum einen hat die Veränderungsgeschwindigkeit zugenommen. Das heißt, der Zeitraum zwischen einer Veränderung und der nächsten wird immer kürzer und die Kommunen müssen mithalten. Zum anderen stellt die digitale Transformation einen umfassenden Wandel dar. Es betrifft eben nicht ‚nur‘ die Verwaltung, ‚nur‘ den Energiesektor oder ‚nur‘ den Gesundheitsbereich. Die Digitalisierung schließt alle Bereiche ein und es ist eine schwierige Herausforderung, alle Bälle gleichzeitig in der Luft zu halten. Es gilt daher, sich zuerst darauf zu konzentrieren, was vor Ort am meisten gebraucht wird und demnach den größten Nutzen hat. Ziel ist es, die Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger zu steigern. Dabei geht es nicht darum, immer alles neu zu erfinden, sondern gute Ideen können auch kopiert werden. Zentral ist es, digitale Teilhabe für alle zu ermöglichen. Die Kommunen haben daher die Aufgabe, die digitalen Kompetenzen in den Verwaltungen und in der Gesellschaft zu fördern, um einer digitalen Spaltung vorzubeugen. 

Entwicklung von Smart Cities bzw. Smart Regions im ländlichen Raum

Für den ländlichen Raum ist besonders die Überbrückung von Distanzen ein wichtiges Thema. Die Digitalisierung bietet hier großes Potenzial. Im Verkehrsbereich gibt es bereits viele gute Beispiele, die sowohl auf dem Land als auch in der Stadt die Lebensumstände der Bürgerinnen und Bürger verbessern. Beispielsweise gibt es Projekte, bei denen durch künstliche Intelligenz die Ampelschaltung an Einsatzfahrten von Rettungskräften angepasst wird. Medizinische Hilfe wird somit schneller gewährleistet, die Gesundheitsversorgung verbessert. Aber auch Bereiche wie der Tourismus können von der Digitalisierung profitieren. So werden durch die Augmented Reality touristische Orte oder Sehenswürdigkeiten digital angereichert und erlebbar. Spezielle Förderprogramme nehmen die Digitalisierung ländlicher Regionen in den Fokus: Das Projekt „Digitale Dörfer“ des Ministeriums des Innern und für Sport Rheinland-Pfalz, des Fraunhofer IESE und der Entwicklungsagentur Rheinland-Pfalz ist eines der ersten mit diesem Fokus gewesen. Diese Projekte zeigen neue Chancen für ländliche Regionen durch die Digitalisierung auf und machen sie zu einer attraktiven Alternative zum Wohnen in der Stadt.

Kulturwandel in den Kommunalverwaltungen

Digitalisierung findet in den Köpfen der Menschen statt und ist eine Einstellungsfrage. Neue Dinge können nur erprobt werden, wenn es die Möglichkeit gibt, Fehler zu machen und aus diesen zu lernen. Dies haben bereits viele Kommunen erkannt und haben sich auf den Weg gemacht, eine Fehlerkultur in den Verwaltungen zu etablieren. Jedoch darf man bei der Forderung nach mehr Agilität in den Verwaltungen nicht vergessen, dass es Grenzen für diese Spielräume gibt. Eine Kommune kann nicht wie ein Start-up arbeiten und das darf auch nicht das Ziel sein. Aber ein bisschen Start-up-Flair in einigen Prozessen kann durchaus kommunale Strukturen verbessern und einen Mehrwert für Bürgerinnen und Bürger schaffen.
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[bookmark: _Toc93664440][bookmark: _Hlk93617343]0322-23	Statement: Digitalisierung als strategisches Thema verankern 

Statement von Alexander Handschuh, Sprecher des Deutschen Städte- und Gemeindebundes, im Rahmen der „IoT-Webkonferenz für Kommunen sowie Stadt- und Gemeindewerke“.

Das neue Jahr 2022 gibt Kommunen eine Menge Zukunftsaufgaben mit auf den Weg. Wir haben im letzten Jahr erfahren, welche verheerenden Auswirkungen Klimaereignisse wie Hochwasser auf Kommunen haben können. Auch müssen wir uns vor allem im ländlichen Raum fortan mit der Pandemie und deren Auswirkungen befassen, die uns den Nutzen von digitaler Technologie vor Augen geführt hat. Weitere dringliche Themen sind Klimaschutz und Nachhaltigkeit. Die IoT-Lösungen dienen Kommunen als wichtiges Hilfsmittel und Werkzeug, um eine Menge dieser Aufgaben und die digitale Transformation zu bewältigen.

Der entscheidende Rohstoff einer erfolgreichen Digitalisierung sind Daten. Ob Haushalts-, Klima-, Abfall-, Wasser-, Verkehrs-, Geo- oder Statistikdaten: Datenbestände in den Verwaltungen gibt es zuhauf und sie werden massiv anwachsen. Doch die Daten aus der guten alten Exceltabelle sind nur schwer nutzbar. Um vorhandene Datenbestände in den Kommunen verwerten zu können, müssen also im ersten Schritt alle Daten auf einer Plattform verfügbar gemacht und somit eine Infrastruktur aufgebaut werden. Erst dann können digitale Lösungen entwickelt werden. Kleinere Kommunen sollten und müssen mit kommunalen IT-Dienstleistern zusammenarbeiten, um diese Strukturen aufzubauen und ein individuelles Konzept zu erstellen. Außerdem hilft es ungemein, sich mit anderen Kommunen und kommunalen Unternehmen auszutauschen und von deren Erfahrung zu lernen. Die gesammelten Daten müssen dann gut aufbereitet und visualisiert werden. Dieser Mehrwert an Informationen kann die Qualität von politischen Entscheidungen erhöhen und gleichzeitig die Bürger*innen informieren. Auf einen Blick wird dann beispielsweise ersichtlich, wo welche Parkplätze frei sind, wo es Ladesäulen gibt, wie hoch die Lärmbelastung ist etc.

Digitalisierung ist kein technisches, sondern ein strategisches Thema, um die Lebens- und Standortqualität vor Ort zu verbessern. Kommunen müssen bereichsübergreifend denken und überlegen, wie sie die Daten aus den bereits genannten Sektoren horizontal vernetzen. Außerdem sollte der öffentliche Sektor mit Unternehmen und auch kommunalen Unternehmen wie den Stadtwerken kooperieren, die oft als Motoren der Digitalisierung in den Kommunen agieren. Das alles muss auf Augenhöhe geschehen – vonseiten der Kommunen, aber auch vonseiten der Privatwirtschaft. Daten sollten immer geteilt werden, sofern das möglich ist und sie nicht geschützt sind. Nur so können echte Mehrwerte generiert werden.
Inhaltsverzeichnis

HAUPTGESCHÄFTSSTELLE 

[bookmark: _Toc93664441]0322-24	Interview: Kommunen in der Krise 

Online-Interview von Dr. Gerd Landsberg, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städte- und Gemeindebundes, mit dem Behördenspiegel zu aktuellen kommunalen Themen, insbesondere den langfristigen Auswirkungen der Corona-Pandemie sowie den Erwartungen an die neue Ampel-Koalition. Das Interview fand im Rahmen der Initiative „NeueStadt.org“ statt und kann online abgerufen werden. 

Im Gespräch mit Uwe Proll vom Behördenspiegel fordert Dr. Landsberg zuvorderst von der neuen Regierung sicherzustellen, dass der kommunalen Ebene ausreichend finanzielle Mittel zur Verfügung stehen, um die neuen Ideen der Bundesregierung auch umsetzen zu können. 

Im Interview geht es zudem insbesondere um die Corona-Belastung für die Kommunen. Müssen Geimpfte und Nicht-Geimpfte in der Kommune gleichbehandelt werden? Wie sieht die post-Corona-Stadt und Gemeinde nach der Pandemie aus, was wird sich verändern? Warum läuft es mit der digitalen Schule nicht rund, obwohl genug Geld vom Bund zur Verfügung gestellt wurde? Vor allem aber auch die Frage: Wie kann die Gewalt gegen auch kommunale politische Repräsentanten gestoppt werden und wie können damit auch mutige Bürgerinnen und Bürger dafür gewonnen werden, kommunale Ämter zu übernehmen.

Das Interview kann angesehen werden unter: https://neuestadt.org
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[bookmark: _Toc93664442]0322-25	Die gute Nachricht: Vertrauen in politische Institutionen

Laut RTL/ntv Trendbarometer ist das Vertrauen in politische Institutionen zwar zum Teil rückläufig, verharrt aber weiter auf hohem Niveau. Bürgermeister, Gemeindevertretung und Stadtverwaltung liegen jeweils über 50 Prozent. Der DStGB hat die aktuellen Zahlen in beigefügter Grafik aufbereitet. 

Deutliche Unterschiede beim Grad des Vertrauens ergeben sich zwischen den Anhängern der politischen Parteien. So ist das Vertrauen in die meisten politischen Institutionen bei den Anhängern der SPD, der Grünen und der Unionsparteien höher ausgeprägt als bei den Bundesbürgern insgesamt.

[image: ]

Quelle: RTL/ntv Trendbarometer 

Die Daten wurden vom Markt- und Meinungsforschungsinstitut forsa im Auftrag von RTL Deutschland vom 15. bis 23. Dezember 2021 erhoben. Datenbasis: 4.038 Befragte.
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[bookmark: _Toc93664443]0322-26	Zehn-Minuten-Internet-Newsletter 

Aus dem Internet berichtet Franz-Reinhard Habbel jede Woche über Ideen, innovative Lösungen und Zukunftsthemen für Kommunen. In der aktuellen Ausgabe geht es unter anderem um: 

Investitionsstau: Wenn den Kommunen das Geld ausgeht
Während manche Kommunen Überschüsse erwirtschaften, schieben hochverschuldete Städte und Gemeinden einen milliardenschweren Sanierungsstau vor sich her. Werden die Pläne der Ampel-Koalition daran etwas ändern?

Verbände fordern Milliardensummen für Wohnungsneubau
Die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt, der Deutsche Mieterbund und weitere Verbände haben von der Bundesregierung hohe Fördersummen für das angekündigte Bauprogramm gefordert.

BSI Handlungsempfehlungen zur Informationssicherheit kommunaler IoT-Infrastrukturen
Die digitale Transformation wird die Wirtschaft und Gesellschaft in den nächsten Jahrzehnten weiter entscheidend verändern. Bei der Vernetzung der analogen Welt spielt das Internet der Dinge (IoT) eine wesentliche Rolle. Der Umgang mit Sensoren und Kommunikationsmodulen sowie ihre Integration in Cloud-Anwendungen sind die Voraussetzung für neue Anwendungen und Geschäftsmodelle. Das BSI hat das Projekt „Secure Municipal IoT Infrastructures“ (SMIoTI) durchgeführt und basierend auf den Ergebnissen aktuell die Publikation Smart Cities/Smart Regions Informationssicherheit für IoT-Infrastrukturen mit Handlungsempfehlungen erarbeitet. Diese sollen kommunale Entscheidungstragende und operativ Verantwortliche dabei unterstützen, sich im Umfeld der „Informationssicherheit von IoT-Infrastrukturen“ zu orientieren. 

IT-Kriminalität: Wie sich Kommunen gegen Cyberattacken schützen können 
Ein Hackerangriff hat im Sommer 2021 die Computersysteme im Landkreis Anhalt-Bitterfeld fast komplett lahmgelegt. Viele Kommunen sind schlecht gegen solche Attacken geschützt, weil Geld, Personal und klare Zuständigkeiten fehlen. Besserung ist nicht in Sicht.

Schule der Zukunft – „Wir brauchen keine Planwirtschaft“ 
Lern-Apps und andere digitale Angebote boomen in der Pandemie. Dennoch haben Schulen weiter gravierende Probleme, sich zukunftsfähig aufzustellen – was auch stark daran liegt, wie der Bund die Förderung organisiert hat. Ändert sich das mit dem FDP-geführten Bildungsministerium?

Der vollständige aktuelle Newsletter und Anmeldemöglichkeit unter www.habbel.de
Inhaltsverzeichnis

[bookmark: _Toc502842273][bookmark: _Toc93664444]TERMINANKÜNDIGUNGEN

[bookmark: _Toc93664445]0322-27	TERMINVORSCHAU 2022

	Januar
	

	
	

	►26.01.
	DStGB-FES-Konferenz "China, die EU und deutsche Kommunen", Brüssel

	
	

	31.01.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	31.01.
	Vorstandssitzung des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz

	
	

	Februar
	

	
	

	►02.02.
	Webinar zur Kommunalbeteiligung an Solarparks 

	
	

	22./23.02.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	März
	

	
	

	14.03.
	Landesausschuss des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz

	
	

	24./25.03.
	Ordentliche Delegiertenversammlung des RGRE-DS, Hannover

	
	

	28.-29.03.
	Klausurtagung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	29.03.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt (i. R. d. Klausurtagung)

	
	

	►31.03.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes NRW, Kamp-Lintfort

	
	

	April
	

	
	

	13.04.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	►25./26.04.
	DStGB-Geschäftsführerkonferenz, Hannover

	
	

	27.04.
	DStGB-Ausschuss Wirtschaft, Tourismus und Verkehr, Webkonferenz

	
	

	27.04.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	►28./29.05.
	DStGB-Ausschuss für Europafragen, Teltow

	
	




	Mai
	

	
	

	03.05.
	DStGB-Ausschuss für Finanzen und Kommunalwirtschaft, Webkonferenz

	
	

	14.05.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	18.05.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	30.05.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	Juni
	

	
	

	09.06.
	Landesausschuss des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz

	09.06.
	Parlamentarischer Abend der kommunalen Spitzenverbände Rheinland-Pfalz

	
	

	14.06.
	Gemeindekongress 2022 / 23. Mitgliederversammlung des Städte- und Gemeindebunds Nordrhein-Westfalen, Stadthalle (CCD-Süd), Düsseldorf

	
	Hauptausschusssitzung des Städte- und Gemeindebunds Nordrhein-Westfalen, Stadthalle, Düsseldorf

	
	

	27./28.06.
	Deutscher Kommunalkongress des DStGB, Berlin

	
	

	Juli
	

	
	

	11.07.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	13.07.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	18.07.
	Vorstandssitzung des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz

	
	

	September
	

	
	

	12.09.
	Vorstandssitzung des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz

	
	

	14.09.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	15.09.
	AK Garnisonen, Berlin

	
	

	21./22.09.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	26.09.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	Oktober
	

	
	

	10.10.
	Landesausschuss des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz

	
	

	17.10.
	Mitgliederversammlung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	17./18.10.
	DStGB-Ausschuss Wirtschaft, Tourismus und Verkehr, Markt Meitingen

	
	

	19.10.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	November
	

	
	

	07.11.
	Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz

	
	

	16.11.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	28.11.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 




► Neuer Termin seit der letzten Veröffentlichung
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